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Saarland und Bremen: Investitionen
dank Schuldenbremse jetzt möglich!
Bremen profitiert von neuen Sanierungshilfen: 400
Millionen Euro für Investitionen in Infrastruktur und

Wirtschaft ab 2025.

Bremen, Deutschland - Am 23. Juli 2025 hat das
Bundeskabinett eine entscheidende Änderung des
Sanierungshilfen-Gesetzes beschlossen, die sich besonders auf
die finanzielle Situation der Länder Bremen und Saarland
auswirkt. Künftig sollen diese beiden Bundesländer, die über
mehrere Jahre hinweg jeweils 400 Millionen Euro an zusätzlichen
Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt erhalten haben, von
einem erleichterten Zugang zu Krediten profitieren. Diese
Maßnahmen sind mit Bedingungen verknüpft, wie der Nachweis
einer Haushaltsanierung sowie Maßnahmen zur Stärkung der
Wirtschaft. Deutschlandfunk berichtet, dass die
Schuldenbremse für die Länder gelockert wurde und sie nun
Kredite in Höhe von bis zu 0,35 Prozent ihres

https://www.deutschlandfunk.de/auch-saarland-und-bremen-profitieren-kuenftig-von-ausnahmen-von-schuldenbremse-100.html


Bruttoinlandsprodukts pro Jahr aufnehmen dürfen.

Diese Regelung war zunächst für Bremen und das Saarland
ausgeschlossen, doch Finanzminister Lars Klingbeil hebt die
Notwendigkeit hervor, mehr in die Infrastruktur, Bildung,
Digitalisierung und Gesundheitsversorgung zu investieren. Der
Gesetzentwurf, wie auf der Webseite des 
Bundesfinanzministeriums beschrieben, ist ein weiterer
Schritt, um den Ländern und Kommunen mehr
Handlungsspielraum zu verschaffen. Dies geschieht im Hinblick
auf eine geplante Strukturkomponente, die im Tarifvertrag vom
2. Juli 2025 festgehalten wurde und eine größere Finanzierung
von Zukunftsausgaben möglich macht.

Auswirkungen auf die Kommunen

Einer der entscheidenden Punkte ist, dass die Gesetzesänderung
alle Bundesländer anspitzt, stärker in grundlegende
Infrastrukturen zu investieren. Aktuelle Probleme, wie
beispielsweise unpünktliche Bahnen und marode Schulen, sind
kaum zu ignorieren. Die Bundeszentrale für politische
Bildung schildert, dass Deutschland einen erheblichen
Investitionsstau aufweist, der, um die 600 Milliarden Euro an
zusätzlichen Investitionen in den kommenden Jahren erfordert.
Zudem zeigt eine Umfrage einen Rückgang der Zufriedenheit
mit der Infrastruktur, die von 54 % im Jahr 2016 auf nur 35 % im
Jahr 2024 gesunken ist.

Die neuen Regelungen, die für Bremen und das Saarland gelten,
sollen helfen, diese Missstände anzugehen. Damit wird auch für
die ramponierte Infrastruktur in diesen Bundesländern der Weg
frei gemacht. Klingbeil unterstreicht die Wichtigkeit der
Investitionen für die zukünftige Handlungsfähigkeit der Länder
und Kommunen, um den Herausforderungen der
demographischen Veränderungen und der Altersstruktur gerecht
zu werden.

Ein Blick in die Zukunft

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2025/07/2025-07-23-aenderung-sanierungshilfengesetz.html
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/infrastruktur-2025/559802/von-schuldenregeln-und-schuldenbremsen/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/infrastruktur-2025/559802/von-schuldenregeln-und-schuldenbremsen/


Die kommunalen Altschulden sind ein weiteres
„Schattengespenst“ der Finanzlage vieler Städte und
Gemeinden. Eine umfassende Lösung für dieses Problem wird
von der Bundesregierung angestrebt. Dies zeigt sich unter
anderem in dem vorhandenen Investitionspaket, das 100
Milliarden Euro bereitstellt, gezielt für Bereiche wie
Bevölkerungsschutz, Verkehrsinfrastruktur und digitale Bildung.
Der Investitionsbedarf ist nicht gering – der Bundesverband der
Deutschen Industrie schätzt, dass in den nächsten zehn Jahren
mindestens 400 Milliarden Euro fehlen werden.

Die Änderungen am Sanierungshilfengesetz stellen einen
weiteren Schritt in einer Reihe von Reformen dar, die darauf
abzielen, die finanziellen Spielräume der Bundesländer zu
erweitern und so die lebenswichtigen Investitionen in die
Infrastruktur voranzutreiben. Die Zeit drängt, und die Zeichen
stehen auf Handeln, wenn Deutschland den Herausforderungen
der nächsten Dekade gewachsen sein will.
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